
miert wie gerade heute. Schon 
vor einigen Jahren schrieb ein 
westdeutscher Journalist, daß 
„die Springer-Presse ihre Le
ser dumm wie Hühner und 
blutrünstig wie die Wölfe“ 
mache. Meinungsäußerungen 
Andersdenkender und Ver
nünftiger werden durch die 
imperialistischen Meinungs
macher unterdrückt oder auch 
durch den staatsmonopolisti
schen Herrschafts- und Len
kungsapparat verboten.
Es erweist sich jedoch, daß die 
Formierung dieses „gesamtge
sellschaftlichen“ Bewußtseins 
für das Monopolkapital eines 
der kompliziertesten Probleme

„Formierte Gesellschaft“ und 
ständiger Abbau demokrati
scher Rechte des Volkes und 
weiterer Ausbau des staats
monopolistischen Obrigkeits
staates sind eine Einheit. 
Durch das Verbot der KPD 
und vieler anderer demokrati
scher Organisationen, durch 
zahlreiche Gesinnungsprozesse 
und Rufmorde kann man ihren 
Entwicklungsweg verfolgen. 
Unter dem Vorwand einer an
geblich notwendigen Stärkung 
der staatlichen Autorität wird 
gerade gegenwärtig mit der 
Notstandsgesetzgebung Kriegs
recht in Friedenszeiten einge
führt. Alle Schichten der west
deutschen Bevölkerung, die 
nicht auf die Politik der Mo
nopole freiwillig einschwen
ken, und die wie der DGB auf 
dem 7. Kongreß gegen die Not
standsverfassung Stellung
nehmen, werden von der CDU 
CSU als „innere Bedrohung“ 
oder gar als „innere Feinde“ 
verketzert. Entgegen solchen 
Stimmen, wie die des Nobel
preisträgers Max Born, des 
Philosophen Jaspers und des 
millionenfach geäußerten Wil
lens der westdeutschn Bevöl
kerung, entgegen der Haltung

ist. Das „Handelsblatt“ vom 
2. Oktober 1965 stellt mit Be
dauern fest, daß sich „geistige 
Einstellungen nicht komman
dieren“ lassen. Es kommt zu 
der Schlußfolgerung: „Wenn
sich die Gruppen und Ver
bände nicht freiwillig auf ein 
solches Unterfangen einigen, 
dann muß man damit rechnen, 
daß der Staat eines Tages mit 
eiserner Faust durchgreift.“ 
Und in der Tat, die Notstands
gesetze sind die „eiserne 
Faust“, mit der in der „for
mierten Gesellschaft“ eine 
neue Etappe in der Kriegsvor
bereitung und Staatsstreich
politik eingeleitet wird.

der Gewerkschafter will die 
CDU CSU mit Hilfe von Weh- 
ner, Schmidt und anderen 
Vertretern der SPD die Not
standsgesetzgebung durchpeit
schen.
Die Notstandsgesetze sind 
eines der wichtigsten Kern
stücke des staatsmonopolisti
schen Kapitalismus. Sie ge
hören zum Programm der 
„formierten Gesellschaft“ ähn
lich wie Ermächtigungsgesetze 
und Notverordnungen zum Fa
schismus. Genosse Walter Ul
bricht hat sowohl auf dem 11. 
wie auch auf dem 12. Plenum 
eindringlich erklärt, daß die 
Notstandsgesetze den Sinn ha
ben, mit brutaler Gewalt die 
Gewerkschafter und alle op
positionellen Kräfte in West
deutschland zu „formieren“, 
das heißt auf das von den Mo
nopolen bestimmte „Gemein
wohl“ festzulegen.

In diesem reaktionären Vor
haben spielen die „modernen 
Techniken des Regierens“, wie 
sie Erhard verlangt, eine be
sondere Rolle. Wenn er daher 
in letzter Zeit wiederholt da
von gesprochen hat, daß eine 
„Reform der deutschen Demo
kratie“ notwendig sei, so in

erster Linie zu dem Zweck, 
seine eigenen Machtbefugnisse 
zu erweitern. Deshalb forderte 
er auch auf dem 14. Parteitag 
eine Reform der „parlamenta
rischen Arbeit und der Regie: 
rungstätigkeit“. Er geht noch 
weiter: Weil die Parteien jede 
Kritik und auch den letzten 
Schein einer oppositionellen 
Haltung aufzugeben haben, 
verlangt Erhard genauso eine 
Parteienreform, deren Sinn es 
ist, die SPD, obgleich sie ge
meinsam mit der CDU CSU 
in einer trostlosen Sackgasse 
sitzt, faktisch zu einem Fremd
körper abzustempeln, wie es 
Wilhelm II. und Hitler gegen
über den Arbeiterparteien in 
Deutschland taten. Weil 
schließlich die Kriegsvorberei
tung Geld kostet und der Pro
fithunger der Monopole kein 
Maß kennt, müssen andere 
Dinge, zum Beispiel Bildungs
wesen, Gesundheitswesen usw. 
zurückstehen. Da jedoch von 
den Gemeinden und Ländern 
Widerstand zu erwarten ist, 
soll eine in Kürze erfolgende 
Finanzreform die Rechte der 
Gemeinden und Länder radi
kal beschneiden.

Die Notstandsgesetzgebung soll 
also alle Hindernisse aus dem 
Wege räumen, die heute noch 
der Kriegs-, Revanche- und 
Expansionspolitik entgegen
stehen. Sie hebt alle jene 
Grundsätze auf, die im Bonner 
Grundgesetz zu unabänder
lichen Prinzipien der Verfas
sung erklärt wurden.

Die Einschätzungen von Marx, 
Engels und Lenin über das We
sen des Kapitalismus und Im
perialismus haben auch heute 
volle Gültigkeit. Die „for
mierte Gesellschaft“ — das ist 
eben der gegenwärtige vollent
faltete staatsmonopolistische 
Kapitalismus in Westdeutsch
land.
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